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Die Stadt Furth erlasst aufgrund von Art. 3 Abs. 2 und Art 7. Abs.1 des Gesetzes zur
Vermeidung, Verwertung und sonstigen Entsorgung von Abfallen in Bayern (Bayeri-
sches Abfallwirtschaftsgesetz - BayAbfG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 9.
August 1996 (GVBI. S. 396, ber. S. 449), zuletzt geandert durch § 2 des Gesetzes vom
25. Mai 2021 (GVBI. S. 286) in Verbindung mit Art. 23, 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2, Abs. 2
der Gemeindeordnung fir den Freistaat Bayern in der Fassung der Bekanntmachung
vom 22. August 1998 (GVBI. S. 796), zuletzt gedndert durch Art. 57a des Gesetzes
vom 22. Juli 2022 (GVBI. S. 374) folgende Satzung:

§ 1 Zielsetzung und Aufgaben der stadtischen Abfallentsorgung
(1) Im Rahmen der Férderung der Kreislaufwirtschaft zur Schonung der naturlichen
Ressourcen und zum Schutz von Mensch und Umwelt bei der Erzeugung und Bewirt-
schaftung von Abfallen nimmt die Stadt folgende Aufgaben wahr:

1. die Forderung der Abfallvermeidung,

2. die Vorbereitung zur Wiederverwendung,

3. das Recycling,

4. die sonstige, insbesondere energetische Verwertung und

5. die Beseitigung von Abfallen.
(2) Die Aufgaben nach Abs. 1 umfassen auch die hierfur erforderlichen MalRnahmen
des Bereitstellens, Uberlassens, Einsammelns durch Hol- und Bringsysteme, Befor-
derns, Handelns, Behandelns, Lagerns und Ablagerns, sowie das Einsammeln von
verbotswidrigen Abfallablagerungen von den der Aligemeinheit zuganglichen Grundstu-

cken im Stadtgebiet (wilder Mdll).

(3) Zu den Aufgaben gehért auch die Information und Beratung tber Méglichkeiten
der Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von Abfallen (Abfallberatung).

§ 2 Abfallentsorgung als 6ffentliche Einrichtung

(1) Die Stadt Farth betreibt zur Erflllung der Aufgaben aus §1 eine 6ffentliche Ein-
richtung. Diese bildet eine rechtliche, wirtschaftliche und organisatorische Ein-
heit.

(2)  Zur Erfullung dieser Aufgaben kann sich die Stadt ganz oder teilweise Dritter be-
dienen.
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§ 3 Begriffsbestimmungen

(1)

(2)

)

(4)

)

(6)

(7)

Abfalle
Alle Stoffe oder Gegenstande, deren sich der Besitzer entledigt, entledigen will
oder entledigen muss.

Abfalle zur Beseitigung:
Abfalle die nicht verwertet werden konnen.

Abfalle zur Verwertung:
Abfalle die verwertet werden kénnen.

Abfalle aus privaten Haushaltungen:

Abfalle, die in privaten Haushaltungen im Rahmen der privaten Lebensfihrung

anfallen, insbesondere in Wohnungen und zugehdrigen Grundstiicks- oder Ge-
baudeteilen sowie in anderen vergleichbaren Anfallorten wie Wohnheimen oder
Einrichtungen des betreuten Wohnens.

Alle nicht Satz 1 zuordenbaren Abfalle sind Abfalle aus anderen Herkunftsberei-
chen als privaten Haushaltungen.

Sperrmdll:

in privaten Haushaltungen anfallende Abfélle wie Mdbel und Gebrauchsgegen-
stande, die wegen ihrer GroélRRe, ihres Gewichtes oder ihrer Beschaffenheit auch
nach einer zumutbaren Zerkleinerung nicht in die Abfallbehalter eingefullt werden
kdnnen oder das Entleeren erschweren.

Gewerbliche Siedlungsabfalle:

Siedlungsabfalle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen,
die in Kapitel 20 der Anlage der Verordnung Uber das Europaische Abfallver-
zeichnis vom 10. Dezember 2001 (BGBI. | S. 3379) in der jeweils geltenden Fas-
sung aufgefiihrt sind, insbesondere

a) gewerbliche und industrielle Abfalle, die Abfallen aus privaten Haushaltun-
gen aufgrund ihrer Beschaffenheit oder Zusammensetzung ahnlich sind,
sowie

b)  Abfalle aus privaten und &ffentlichen Einrichtungen mit Ausnahme der in
Abs. 4 genannten Abfalle.

Bioabfalle:

im Abfall enthaltene, biologisch abbaubare pflanzliche, tierische oder aus Pilzma-
terialien bestehende Abfalle. Hierzu gehéren insbesondere Nahrungs- und Kii-
chenabfalle (z.B. Obst- und Gemiusereste, Kaffeefilter, Topf- und Balkonpflanzen
und tierische Erzeugnisse -wie z. B. Wurst, Fleisch, Graten und Knochen- in
haushaltsiiblichen Mengen).
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(8)

(9)

(10)

(11)

(12)

(13)

(14)

Keine Bioabfalle im Sinne dieser Satzung sind:
flissige Klichenabfalle, Fette, Tierkdrperteile und tierische Erzeugnisse, die in
Gaststatten, Kantinen, Grol3kiichen, Metzgereien etc. anfallen.

Gartenabfalle:
pflanzliche Abfalle, die auf gartnerisch genutzten Grundstlicken anfallen (z.B.
Baum-, Gras- und Strauchschnitt, Laub) und kompostiert werden kdénnen.

Altholz:
Gegenstande aus Holz oder Pressspan (z.B. Mdbel) sowie Holzspane, Spanplat-
ten, unbehandeltes und behandeltes Holz (z.B. Turen und Zargen).

Inertabfalle
mineralische Abfalle,

1. die keinen wesentlichen physikalischen, chemischen und biologischen Ver-
anderungen unterliegen,

2. die sich nicht aufldsen, nicht brennen und nicht in anderer Weise physika-
lisch oder chemisch reagieren,

3.  die sich nicht biologisch abbauen und

4, die andere Materialien, mit denen sie in Kontakt kommen, nicht in einer
Weise beeintrachtigen, dass sie zu nachteiligen Auswirkungen auf Mensch
und Umwelt fihren kénnen.

Baustellenabfalle:

nicht mineralische Stoffe wie sie bei Neubau-, Umbau- und Renovierungsarbei-
ten anfallen

Bauschutt und Asbestabfalle:
mineralische Stoffe aus Bautatigkeiten

Erdaushub:
naturlich gewachsenes oder bereits verwendetes Erd- und Felsmaterial

Gefahrliche Abfalle:

aus privaten Haushaltungen, insbesondere besonders tiberwachungsbeduirftige
Abfalle, die nach ihrer Art und Menge oder wegen ihres Schadstoffgehaltes zur
Wahrung des Wohls der Allgemeinheit nicht einer Anlage zur Behandlung, Lage-
rung oder Ablagerung von siedlungs- und produktionsspezifischen Abféllen zuge-
fuhrt werden dirfen, sondern einer getrennten Entsorgung bedirfen (z.B. Lacke,
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(15)

(16)

(17)

(18)

(19)

(20)

Lésungsmittel, Chemikalien, Desinfektionsmittel, Gifte, Autowasch- und -pflege-
mittel), sowie haushaltsiibliche Mengen vergleichbarer Abfalle aus Gewerbe- und
Dienstleistungsbetrieben, soweit sie mit den vorgenannten Abfallen entsorgt wer-
den konnen.

Elektro- und Elektronikgerate

Geréte, die einen Netzstecker, eine Batterie, einen Akku oder eine Solarzelle ha-
ben, sind ein Elektrogerat. Darunter fallen ebenfalls Beleuchtungskorper wie
Leuchtstofflampen. Ein Elektrogerat besteht zudem Uberwiegend aus elektroni-
schen Bauteilen.

Speisereste aus dem gewerblichen Bereich

Speisereste tierischer Herkunft aus dem gewerblichen Bereich, welche der Ver-
ordnung zur Durchfiihrung des Tierische-Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes
(Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsverordnung (TierNebV)) Teil 2 vom
27.Juli 2006 (BGBI. I, S.1735) unterliegen.

Altspeiseol

Ole oder Fette pflanzlichen oder tierischen Ursprungs aus Privathaushalten, die
zur Zubereitung von Lebensmitteln fir den menschlichen Verzehr genutzt wur-
den.

Abfallentsorgung:
Verwertungs- und Beseitigungsverfahren, einschlief3lich der Behandlung vor der
Verwertung oder der Beseitigung.

Grundstuicke:

Ohne Ricksicht auf den Grundbucheintrag jeder zusammenhangende Grundbe-
sitz, der eine selbststandige wirtschaftliche Einheit bildet, insbesondere dann,
wenn ihm eine Hausnummer zugeteilt ist.

Grundstlckseigentimerin:

Jede Eigentimerin und jeder Eigentimer von bebauten Grundstiicken und die
sonstigen dinglich zum Besitz des Grundstlick Berechtigten, insbesondere Erb-
bauberechtigte, Wohnungs- und Teileigentimerinnen, Wohnungs- und Teileigen-
timer, Dauerwohn- und -nutzungsberechtigte im Sinne des Wohneigentums-
rechts, NieRbraucherinnen und NieRbraucher im Stadtgebiet.

Strafl’en und Fahrbahnen:
Dem offentlichen Verkehr dienende Verkehrsflachen mit ausreichender Breite
und Wendemaglichkeit flr Mullfahrzeuge.

Veranstalterin /Veranstalter:
Wer eine Veranstaltung organisiert oder leitet.
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§ 4 Umfang der stadtischen Verwertungs- und Beseitigungspflicht/Ausschliisse

(1)

(2)

3)

Die Pflicht der Stadt zur Abfallentsorgung umfasst die Verwertung und die Besei-
tigung von Abféllen aus privaten Haushaltungen und von zur Beseitigung Gber-
lassenen Abfallen aus anderen Herkunftsbereichen, soweit diese Abfalle im
Stadtgebiet Flrth angefallen sind. Dies beinhaltet auch die Vorbereitung von Ab-
fallen zur Verwertung und Beseitigung. §20 Abs. 1 Satz 2 und §17 Abs. 1 Satz 2
des Gesetzes zur Forderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umwelt-
vertraglichen Bewirtschaftung von Abféllen (Kreislaufwirtschaftsgesetz) vom

24 Februar 2012 (BGBI. | S. 212) bleiben unberuhrt. Mallnahmen der Abfallent-
sorgung sind auch das Sammeln, Einsammeln durch Hol- und Bringsysteme, Be-
férdern, Handeln, Behandeln, Lagern und Ablagern von Abféllen. Abféalle werden
so eingesammelt, dass die Mdglichkeiten zur vorrangigen Abfallverwertung ge-
nutzt werden kénnen.

Die Stadt kann in begriindeten Ausnahmefallen auch die Anlieferung von Abfal-
len gestatten, wenn sie nicht im Stadtgebiet Flrth angefallen sind.

Von der Abfallentsorgung durch die Stadt sind ausgeschlossen:

1. Abfalle, insbesondere gefahrliche Abfalle, aus anderen Herkunftsbereichen
als privaten Haushaltungen, soweit diese nach Art, Menge oder Beschaf-
fenheit nicht mit in Haushaltungen anfallenden Abféllen beseitigt werden
konnen,

2. Kfz-Wracks/-Teile,

3. Eis und Schnee,

4, pflanzliche Abfalle aus der Land- und Forstwirtschaft und Gartnereien,

5. gasférmige und flissige in Druckgasflaschen gefasste Stoffe,

6. seuchenhygienisch bedenkliche Abfalle wie

a) Korperteile und Organabfalle,

b) Versuchstiere, sowie Streu und Exkremente, durch die eine Ubertra-
gung von Krankheitserregern zu besorgen ist,

c) Abfalle, die nach dem Infektionsschutzgesetz vom 20.Juli 2000 (BGBI
I S. 1045) in der jeweils gultigen Fassung behandelt werden mussen,

7. Munition, Sprengstoffe und Feuerwerkskorper,

8.  Speisereste aus dem gewerblichen Bereich
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(4)

)

(6)

9.  Abféalle, fur die Ricknahmepflichten durch Rechtsverordnung nach § 25
KrWG eingefiihrt sind, entsprechende Ricknahmeeinrichtungen tatsachlich
zur Verfiigung stehen und die Stadt nicht an der Rlicknahme mitwirkt,

10. Abfélle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen, so-
weit Dritten Pflichten zur Entsorgung nach § 22 KrWG ubertragen worden
sind.

Die Vorschriften dieser Satzung gelten nicht fur die in § 2 Abs. 2 KrWG genann-
ten Stoffe.

Daruber hinaus kann die Stadt im Einzelfall mit Zustimmung der Regierung von
Mittelfranken Abfalle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als priva-
ten Haushaltungen, die nach Art, Menge oder Beschaffenheit nicht mit den priva-
ten Haushaltungen anfallenden Abfallen beseitigt werden kénnen oder bei denen
die Sicherheit der umweltvertraglichen Beseitigung im Einklang mit der Abfallwirt-
schaftsplanung des Landes durch andere Entsorgungstrager oder Dritte gewahr-
leistet ist, ganz oder teilweise von der Entsorgung ausschlie3en.

Die Stadt kann die Besitzerin oder den Besitzer solcher Abfalle verpflichten, die
Abfalle bis zur Entscheidung der zustandigen Abfallbehérde so zu lagern, dass
das Wohl der Allgemeinheit nicht beeintrachtigt wird.

Soweit Abfalle ganz oder teilweise von der Entsorgung durch die Stadt ausge-
schlossen sind, ist die Besitzerin oder der Besitzer der Abfalle nach den Vor-
schriften des KrWG, des BayAbfAIG sowie der TierNebV verpflichtet, diese einer
hierfir zugelassenen Abfallentsorgungseinrichtung zu tberlassen.

§ 5 Anschluss- und Benutzungsrecht/-zwang

(1)

(2)

Jede Grundstuckseigentiimerin und jeder Grundstickseigentiumer im Stadtgebiet
haben im Rahmen dieser Satzung das Recht und die Pflicht, das Grundstiick an
die offentliche Einrichtung der Abfallentsorgung anzuschlielen (Anschlussrecht
und -zwang).

Das gleiche gilt fir Veranstalterinnen und Veranstalter im Sinne von § 3 Abs. 22
dieser Satzung fur ihre Veranstaltungen.

Die Grundstuckseigentumerinnen und Grundstickseigentumer werden von ihrer
Verpflichtung nicht dadurch befreit, dass neben ihnen andere verpflichtet sind.

Alle nach § 17 Abs. 1 Kr'WG erzeugenden oder besitzenden Personen (z. B. Mie-
terinnen und Mieter, Pachterinnen und Pachter) von Abfallen sind berechtigt (Be-
nutzungsrecht) und verpflichtet (Benutzungspflicht), die auf dem Grundstiick oder
die sonst bei ihm angefallenen Uberlassungspflichtigen Abfalle den Einrichtungen
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3)

(4)

und Anlagen der stadtischen Abfallentsorgung satzungsgemaf zu Uberlassen,
soweit diese nicht geman § 4 Abs. 3 von der Abfallentsorgung ausgeschlossen
sind.

Abfalle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushal-
tungen, fur die wegen ihrer Art, Menge oder ihres unregelmaRigen Anfalls eine
Sammlung in Behaltern nach § 11 Abs. 2 unzweckmaRig ist, kdnnen mit Zustim-
mung der Stadt von der abfallerzeugenden oder abfallbesitzenden Person selbst
oder durch eine beauftragte Person eingesammelt und beférdert werden. Die Ab-
falle sind nach MalRgabe dieser Satzung bei einer stadtischen Anlage oder einer
Anlage von beauftragten Dritten zur Abfallentsorgung bereitzustellen.

Jede oder jeder nach Abs. 1 Anschlussberechtigte oder jede sonstige abfallbesit-
zende bzw. abfallerzeugende Person ist verpflichtet, die Abfalle nach MalRgabe
des § 10 getrennt zu halten und zu Uberlassen.

§ 6 Ausnahmen vom Anschluss- und/oder Benutzungszwang

(1)

(2)

3)

(4)

Von der Verpflichtung zum Anschluss und/oder zur Benutzung wird auf Antrag
ganz oder zum Teil befreit, wenn der Anschluss oder die Benutzung aus beson-
deren Grunden auch unter Berucksichtigung der Erfordernisse des Gemeinwohls
nicht zumutbar ist. Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe von Griinden
schriftlich bei der Stadt einzureichen.

Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen und Widerrufsvorbe-
halt erteilt werden.

Ein Anschluss- und Benutzungszwang an den Bioabfallbehalter besteht nicht fur
erzeugende oder besitzende Personen von Abféllen aus privaten Haushaltungen,
soweit diese zu einer Verwertung auf dem von ihnen im Rahmen ihrer privaten
Lebensflihrung genutzten Grundstick in der Lage sind.

Die Stadt Furth wird regelmafige Kontrollen durchflihren. Liegen Anhaltspunkte
daflir vor, dass die abfallbesitzenden oder abfallerzeugenden Personen nicht
ordnungsgemal verwerten, so haben diese nach Aufforderung der Stadt Firth
nachzuweisen, dass sie zu einer Verwertung in der Lage sind. Kann der Nach-
weis nicht erbracht werden, wird ein Anschluss- und Benutzungszwang ausge-
sprochen.

Ein Anschluss- und Benutzungszwang besteht nicht fiir abfallbesitzende oder ab-
fallerzeugende Personen zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als
privaten Haushaltungen, soweit sie diese Abfalle in eigenen Anlagen beseitigen
und keine Uiberwiegend &ffentlichen Interessen eine Uberlassung erfordern.
Uberwiegende 6ffentliche Interessen sind insbesondere dann gegeben, wenn
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)

ohne eine Abfallliberlassung an die Stadt als &ffentlich-rechtliche Entsorgungs-
tragerin die Entsorgungssicherheit, der Bestand, die Funktionsfahigkeit oder die
wirtschaftliche Auslastung der vorhandenen oder kiinftigen kommunalen Ab-
fallentsorgungsanlagen-/ einrichtungen beeintrachtigt werden.

Der Benutzungszwang gem. § 5 Abs. 2 besteht nicht, soweit Abfalle
1. nach § 4 Abs. 3 von der Abfallentsorgung ausgeschlossen sind.

2. in Wahrnehmung der Produktverantwortung nach §26 KrWG freiwillig zu-
rickgenommen werden, soweit dem zuricknehmenden Hersteller oder
Vertreiber ein Freistellungs- oder Feststellungsbescheid nach §26 Abs. 3
oder 6 KrWG erteilt worden ist.

3. durch gemeinnutzige Sammlung einer ordnungsgemafen und schadlosen
Verwertung zugefihrt werden und eine Genehmigung gemaf §18 KrwG
vorliegt.

4.  durch gewerbliche Sammlung einer ordnungsgemalfen und schadlosen
Verwertung zugefihrt werden und eine Genehmigung gemaf §18 KrwG
vorliegt.

Die Nummern 3 und 4 gelten nicht fir gemischte Abfalle aus privaten Haushal-
tungen und fir gefahrliche Abfalle.

§ 7 Benutzung, Anfall von Abfillen, Eigentumsiibergang

(1)

(2)

3)

(4)

Die Benutzung der 6ffentlichen Einrichtung zur Abfallentsorgung beginnt mit der
Aufstellung der gemal dieser Satzung zur Verfliigung gestellten Abfallbehalter,
im Falle des Ausschlusses vom Einsammeln und Beférdern mit der in zulassiger
Weise bewirkten Bereitstellung der Abfélle bei der betreffenden Abfallentsor-
gungsanlage.

Um bestimmte Abfallarten verwerten bzw. bestimmte fir sie vorgesehene Ab-
fallentsorgungsmafinahmen durchfihren zu kénnen, hat die benutzungspflichtige
Person Abfalle getrennt zu halten und in die daflr ausschlieBBlich vorgesehenen
Behalter auf dem Grundstlick (Holsystem) bzw. in die entsprechenden im Stadt-
gebiet zur Verfliigung gestellten Sammelcontainer einzugeben bzw. bei entspre-
chenden Sammelstellen (Bringsystem) abzugeben.

Es ist Dritten nicht gestattet, bereit gestellte Abfalle zu durchsuchen oder wegzu-
nehmen.

Als angefallen zum Einsammeln und Beférdern gelten Abfalle, wenn sie in zuge-
lassenen Abfallbehaltern auf dem Grundstiick (Holsystem) oder in sonst bereit-
gestellte Sammelcontainer gegeben werden, bei Sperrmill wenn sie auf dem

Seite 9 von 28



Stadt
Flrth Ortsrecht

72-1

Abfallwirtschaftssatzung (AbfS)

()

(6)

Gehweg bereit gestellt sind oder bei Sammelstellen/Recyclinghéfen (Bringsys-
tem) zweckentsprechend ein- bzw. abgegeben sind.

Abfalle, die zur Verwertung oder zur Beseitigung bei von der Stadt betriebenen
Anlagen zur Abfallentsorgung angeliefert werden, gelten als angefallen, sobald
sie in zuldssiger Weise auf das Gelande der entsprechenden Abfallentsorgungs-
anlage gebracht worden sind.

Im Ubrigen gelten Abfalle als angefallen, wenn sie satzungsgemaR bereitgestellt
sind.

Abfalle, fur die nach § 4 eine stadtische Verwertungs- und Beseitigungspflicht be-
steht, gehen mit dem Verladen auf das Sammelfahrzeug oder mit der Uberlas-
sung in einem jedermann zuganglichen Sammelbehalter oder einer sonstigen
Sammeleinrichtung in das Eigentum der Stadt Firth bzw. eines von ihr beauf-
tragten Dritten Gber. Wird Abfall durch den Besitzer oder fir diesen durch einen
Dritten zu einer Abfallentsorgungsanlage der Stadt Firth gebracht, so geht der
Abfall mit dem gestatteten Abladen in das Eigentum der Stadt tber. Im Abfall ge-
fundene Wertgegenstande werden als Fundsachen behandelt. Die Stadt Furth ist
nicht verpflichtet, nach verlorenen Wertgegenstanden suchen zu lassen.

Far Abfélle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen kénnen
die stadtischen Einrichtungen zur Abfallentsorgung benutzt werden, soweit es
sich um haushaltstibliche Mengen handelt und das anschlusspflichtige Grund-
stuck Uber ein ausreichendes Behaltervolumen fur Abfélle zur Beseitigung ver-
fugt.

§ 8 Forderung der Kreislaufwirtschaft (Vermeiden und Verwerten)

(1)

(2)

Wer die stadtischen Anlagen und Einrichtungen benutzt, muss die Menge der
Abfalle so gering halten, wie es den Umstanden nach moéglich und zumutbar ist;
Maflinahmen zur Vermeidung und Abfallbewirtschaftung stehen in folgender
Rangfolge:

1. Vermeidung,

2. Vorbereitung zur Wiederverwendung,

3. Recycling,

4. sonstige Verwertung, insbesondere energetische Verwertung und Verfillung

5. Beseitigung

Bei Veranstaltungen ist der Stadt auf Verlangen ein Abfallkonzept vorzulegen,
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3)

das die MalRnahmen zur Abfallvermeidung und -trennung enthalt. Nach der Ver-
anstaltung ist der Stadt ein Abfallbericht tber die angefallenen Abfalle nach Art
und Menge vorzulegen.

Bei Veranstaltungen, die auf Grundstiicken oder in Einrichtungen der Stadt
durchgefihrt werden, dirfen Speisen und Getranke nur in pfandpflichtigen, wie-
derverwendbaren Verpackungen und Behaltnissen ausgegeben werden; diese
Pflicht gilt insbesondere fur Verkehrsflachen, die im Eigentum der Stadt stehen.
Eine Befreiung von dieser Pflicht kann im Einzelfall erlaubt werden, wenn Be-
lange des o6ffentlichen Wohls dies erfordern.

§ 9 Anzeige- und Antragspflicht

(1)

(2)

)

(4)

Die nach § 5 anschlusspflichtige Person hat der Stadt den erstmaligen Anfall von
Abfallen, deren Art und voraussichtliche Menge, die Anzahl der Bewohner des
Grundstlickes und den Behalterstandplatz spatestens zwei Wochen vorher
schriftlich anzuzeigen. Eintretende Veranderungen sind der Stadt unverziglich,
ebenfalls schriftlich, anzuzeigen. Abfallbehalter, die nicht mehr bendtigt werden,
mussen unter Angabe des Grundes zwei Wochen vorher schriftlich abgemeldet
werden.

Wechselt die anschlusspflichtige Person, so sind sowohl die bisherige als auch
die neue anschlusspflichtige Person verpflichtet, die Stadt unverziglich von dem
Wechsel zu benachrichtigen.

Die anschlusspflichtige Person ist daflir verantwortlich, dass stets eine ausrei-
chende Anzahl von Abfallbehaltern in ausreichender Groflte auf dem Grundstlick
vorhanden ist; sie muss zusatzlich benétigte Abfallbehalter unverziiglich schrift-
lich beantragen.

Wird ein Antrag nicht gestellt, obwohl die vorhandenen Abfallbehalter nicht aus-
reichen, stellt die Stadt nach einmaliger erfolgloser Aufforderung der verpflichte-
ten Person die zusatzlich erforderlichen Abfallbehalter auf. Die anschlusspflich-
tige Person hat die zusatzlichen Behalter entgegenzunehmen und zu benutzen.

Fir Grundstlicke, auf denen sich keine oder nicht ausschliel3lich privaten Haus-
haltungen befinden, sind neben der Grundstlickseigentimerin oder dem Grund-
stlickseigentimer auch die besitzenden und erzeugenden Personen von Abfallen
zu den in Abs. 1-3 vorgenannten Meldungen und zur Auskunft tber die fur die
Berechnung des Mindestbehaltervolumens erforderlichen Angaben nach § 11
Abs. 5 bis 7, insbesondere uUber die Branche und Maleinheit nach § 11 Abs. 6,
verpflichtet. Werden die erforderlichen Mitteilungen nicht erteilt, so werden die er-
forderlichen Werte geschatzt. Die geschatzten Werte werden fir die Ermittlung
der Restabfallbehalterkapazitat solange zugrunde gelegt, bis die tatsachlichen
Werte vom Verpflichteten gemeldet und von der Stadt anerkannt worden sind.
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§10 Abfalltrennung

(1)

(2)

Abfalle zur Beseitigung und Abfalle zur Verwertung sind getrennt zu halten und in
den daflir vorgesehenen Abfallbehaltern zu Uberlassen, bzw. bei den entspre-
chenden Annahmestellen (z. B. Kompostplatz, Recyclinghtfe) abzugeben.

Abfalle zur Verwertung sind wie folgt getrennt zu Gberlassen:

1.

Bioabfalle missen, soweit sie nicht auf dem eigenen Grundstliick kompos-
tiert werden, in den Bioabfallbehalter -griiner Behalter- eingegeben werden.
Dabei sind organische Kiichenabfalle insbesondere aus hygienischen
Grinden in geeignetes Papier einzuwickeln oder in Papiertiten zu sam-
meln oder mit geeignetem Strukturmaterial (z. B. unbehandelte Sagespane,
trockene Gartenabfalle) zu vermischen. Die Benutzung von Folien-Abfall-
beuteln, auch wenn diese gemal Bioabfallverordnung als kompostierbar
gekennzeichnet sind, ist nicht zulassig.

Gartenabfalle bis 5 cm Durchmesser sind, soweit sie nicht selbst kompos-
tiert werden, in den Bioabfallbehalter und die Griin- und Gartenabfallsacke
zu geben oder direkt dem stadtischen Kompostplatz zuzufuhren.

Wourzelstiicke, sperrige Pflanzenabfalle, Aste und Stamme mit mehr als 5
cm Durchmesser, mussen getrennt erfasst und dem stadtischen Kompost-
platz zugefihrt werden.

Nicht verunreinigte Papiere/Pappen/Kartonagen aus Privathaushalten mus-
sen dem Papierbehalter -blauer Behalter- zugeflhrt werden. Fallen im Ein-
zelfall gréRere Mengen oder sperrige Kartonagen an, konnen diese am Re-
cyclinghof abgegeben werden.

Verpackungen im Sinne des § 3 Abs. 1 Verpackungsgesetz (VerpackG),
insbesondere Verkaufsverpackungen aus Glas, Weillblech, Aluminium,
Kunst- und Verbundstoffen, sind nach § 4 Abs. 3 Nr. 9 dieser Satzung von
der Abfallentsorgung durch die Stadt ausgeschlossen und durfen nicht in
die Restabfallbehalter —graue Behalter- eingegeben werden. Sie sind dem
von den Rucknahmepflichtigen eingefuhrten Sammelsystemen (Wertstoff-
behalter, gelber Sack, gelber Behalter, Glascontainer) zuzufihren.

Metalle, Kunststoffe und Glaser, die nicht dem Verpackungsgesetz unterlie-
gen, sind am Recyclinghof oder — soweit vorhanden — Gber weitere Erfas-
sungswege zu entsorgen.

Elektro- und Elektronikgerate sind am Recyclinghof (Wertstoffhof) abzuge-
ben, im Rahmen einer Sperrmiillabfuhr auf Abruf gesondert bereitzustellen
oder - soweit vorhanden - Uber weitere Erfassungssysteme zu entsorgen.

Seite 12 von 28



Stadt
Flrth Ortsrecht

72-1

Abfallwirtschaftssatzung (AbfS)

©)

8.  Altkleider, Decken und sonstige Textilien sind getrennt zu halten und in die
gekennzeichneten Sammelcontainer oder gemeinnitzigen Kleiderladen zu
bringen.

9.  Altholz ist getrennt zu erfassen und einer stofflichen Verwertung zuzufiih-
ren. Dies gilt insbesondere fir das holzverarbeitende Gewerbe. Behandel-
tes sowie beschichtetes Holz ist separat zu erfassen und der Verwertung
zuzufihren.

10. Gefahrliche Abfalle sind getrennt zu halten und durfen generell nicht ver-
mischt oder verdinnt werden.

11. Die nicht an die Abfuhr angeschlossenen Gewerbebetriebe missen alle
Abfalle zur Verwertung an der jeweiligen Anfallstelle getrennt erfassen und
behandeln.

12.  Altspeisedle sind grundsatzlich getrennt zu halten und zu den Sammelauto-
maten fir Altspeisedl oder den Recyclinghdfen zu bringen. Die Sammelfla-
schen fur die Nutzung der Sammelautomaten werden von der Stadt Furth
zur Verfligung gestellt.

Fir Abfalle zur Verwertung gemaf Abs. 2 aus anderen Herkunftsbereichen als
privaten Haushaltungen kénnen die stadtischen Einrichtungen zur Abfallentsor-
gung benutzt werden, soweit es sich um haushaltstibliche Mengen handelt und
das anschlusspflichtige Grundstlick Uber ein ausreichendes Behaltervolumen flr
Abfalle zur Beseitigung verflgt. Die Abfalle zur Verwertung sind getrennt entspre-
chend Abs. 2 zu Uberlassen.

§ 11 Abfallbehalter

(1)

(2)

Die Stadt legt nach Anhoérung der verpflichteten Person (§ 9 ) und nach MalRgabe
der folgenden Vorschriften Art, Anzahl und Zweck der Behalter, deren Standplatz
auf dem Grundstiick, die Trennung der Abfélle, sowie die Haufigkeit und den
Zeitpunkt der Abfuhr fest.

Fir das Einsammeln von Abfallen zur Beseitigung aus Privathaushaltungen und
gewerblichen

Siedlungsabfallen aus anderen Herkunftsbereichen stellt die Stadt:

1. genormte Abfallbehalter (grau) mit 80, 120 und 240 Liter Fullraum, ab
01.01.2025 mit 60 Liter Fullraum und

2.  genormte Abfall-GroRRbehalter (grau) mit 1.100 Liter Fullraum zur Verfi-
gung.
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3.  Zahl und Grofe der nach Nr. 1 und 2 erforderlichen Behalter richten sich
unter Berlcksichtigung der Interessen der verpflichteten Person nach den
abfallwirtschaftlichen Belangen. Dabei muss flir jede Bewohnerin und jeden
Bewohner der anschlusspflichtigen Grundstiicke eine Behalterkapazitat von
mindestens 7,5 Liter/Einwohner pro Woche bereitstehen. Wegen eines vo-
ribergehenden Rickgangs des Abfalls zur Beseitigung wird die Anzahl der
Abfallbehalter nicht reduziert.

4.  Zusatzlich zu den Abfallbehaltern gemafl Nr. 1 und 2 dirfen die im Auftrag
der Stadt Firth vertriebenen Abfallsacke benutzt werden. Sie werden von
der Stadt eingesammelt, soweit sie neben den fir das Grundstiick erforder-
lichen Abfallbehaltern bereitgestellt sind.

5. Die Bereitstellung von Behaltern fiur Abfalle zur Verwertung erfolgt nur,
wenn Behalter nach Abs.2 aufgestellt sind.

(3) Fur die Sammlung von organischen Abfallen zur Verwertung stellt die Stadt:

1. genormte Abfallbehalter (griin) mit 80, 120 und 240 Liter Fillraum, ab
01.01.2025 mit 60 Liter Fullraum und

2.  Bioabfall-Papiertiten (zur Sammlung in Haushaltungen) zur Verfigung.

3.  Zusatzlich durfen die im Auftrag der Stadt vertriebenen Grin- und Garten-
abfallsacke benutzt werden. Die Sacke werden von der Stadt im Rahmen
der Bioabfallsammlung eingesammelt soweit sie neben den fir das Grund-
stiick erforderlichen Abfallbehaltern geman Nr. 1 bereitgestellt sind. Eine
ausschlief3liche Entsorgung des Bioabfalls Uber die Sacke ist nicht mdglich.

(4) FuUr die Sammlung von nicht verunreinigten verwertbaren Papieren/Pappen/Kar-
tonagen stellt die Stadt den nach § 5 Abs. 1 Anschlussberechtigten:

1. genormte Abfallbehalter (blau) mit 120 und 240 Liter Fillraum und

2. genormte Abfall-GroRbehalter (blau) mit 1.100 Liter Fullraum zur Verfi-
gung. Zahl und GréRe der erforderlichen Behalter richten sich unter Berlick-
sichtigung der Interessen der verpflichteten Person nach den abfallwirt-
schaftlichen Belangen.

(5) Fallen auf einem Grundstlick Abfalle aus anderen Herkunftsbereichen als priva-
ten Haushaltungen an, so ist fur die Abfuhr von gewerblichen Siedlungsabfallen
zur Beseitigung mindestens ein Restabfallbehalter nach Abs. 2 Nr. 1 oder Nr. 2
bereitzustellen. Davon ausgenommen sind die Erzeuger oder Besitzer gewerbli-
cher Siedlungsabfalle, die im Einzelfall nachweisen kénnen, dass bei ihnen keine
Abfalle zur Beseitigung anfallen.
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Unbeschadet von Abs. 5 wird ab 01.01.2025 fur Anfallstellen von gewerblichen
Siedlungsabfallen die erforderliche Mindestbehalterkapazitat flir Abfalle zur Be-
seitigung gem. § 7 Abs. 2 Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV) pro Woche wie
folgt festgelegt:

Mindestvolu-
Branche MaBginheit _men_
Je (wochentlich
in Liter)

Beherbergungsbetriebe (z.B. Hotels, Bett 5
Pensionen)
Gaststattenbetriebe (Schank- und Spei- | Beschaftigte 15
sewirtschaften, Imbiss, Eisdiele u. a.)
Lebensmitteleinzel- und Grolihandel Beschaftigte 10
Sonstiger Einzel- und Gro3handel, Beschaftigte 7
Nahrungsmittelhandwerkbetriebe (z. B.
Backereien, Metzgereien), Industrie,
Handwerk und Ubriges Gewerbe
Krankenhauser, Alten- u. Pflegeheime Bett 0. Platz 6
und ahnliche Einrichtungen
Offentliche oder private Verwaltung Beschaftigte 4
(z.B. Geldinstitute, Versicherungen,
Verbande und sonstigen Dienstleistun-
gen)
Schulen, Kindergarten Person 1

(Schiler, Kinder,

Lehrer, sonstiges

Personal)

Bei Veranstaltungen wird ab 01.01.2025 das Mindestbehaltervolumen im Einzel-
fall durch die Stadt festgelegt. Das gilt ebenso fiir Falle, fur die die vorgenannte
Aufzahlung keine Regelung enthalt.

Beschaftigte im Sinne dieses Absatzes sind alle in einem Betrieb Tatigen (z.B.
Arbeitnehmer, Unternehmer, mithelfende Familienangehorige, Auszubildende)
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(7)

einschliel3lich Zeitarbeitskrafte. Halbtags-Beschaftigte werden zu %z bei der Ver-
anlagung berlcksichtigt. Beschaftigte, die mit weniger als die Halfte der bran-
chentblichen Arbeitszeit beschaftigt sind, werden bei der Veranlagung pauschal
zu "a berucksichtigt

Fir Schwimmbader, Friedhdfe sowie Vereins- und Birgerhauser, Schitzenheime
und ahnliche Einrichtungen ohne standige Bewirtschaftungen wird das Behalter-
volumen nach dem tatsachlichen Anfall ermittelt. Liegt das ermittelte Mindestvo-
lumen zwischen zwei BehaltergrofRen, wird zur nachsten BehaltergréoRe mathe-
matisch abgerundet. In begriindeten Ausnahmeféllen kann die Stadt zur bedarfs-
gerechten Feststellung des Behaltervolumens auch abweichende Regelungen
treffen.

Bei Grundstiicken, auf denen Abfalle aus privaten Haushaltungen und Abfalle
aus anderen Herkunftsbereichen anfallen, die gemeinsam gesammelt werden
kénnen, wird ab dem 01.01.2025 das sich aus Abs. 6 ergebende Behaltervolu-
men auf das nach Abs. 2 zur Verfligung zu stellende Behaltervolumen angerech-
net, wenn sichergestellt ist, dass samtliche auf dem Grundstlick anfallenden Ab-
falle zur Beseitigung unter Berlcksichtigung der Abfuhrhaufigkeit in den gemein-
samen Abfallbehaltern fir Abfalle zur Beseitigung ordnungsgemaf aufgenom-
men werden kdnnen.

§ 12 Benutzung der Abfallbehalter und 6ffentlichen Sammelcontainer

(1)

(2)

Die Abfallbehalter werden von der Stadt gestellt und unterhalten. Sie sind Eigen-
tum der Stadt oder von ihr beauftragter Dritter. Sollten Schlésser oder dhnliches
an die Behalter montiert sein, werden diese nicht ersetzt. Die Reinigung obliegt
der Benutzerin oder dem Benutzer.

Die Abfallbehalter sind schonend zu behandeln und sauber zu halten. Sie dirfen
nur zweckentsprechend verwendet und nur so weit gefiillt werden, dass sich der
Deckel schlieen I&sst; sie sind geschlossen zu halten. Verboten sind alle Einwir-
kungen, welche die Behalter beschadigen, die Abfuhr erschweren oder die Ver-
wertung der Abfélle beeintrachtigen kénnen, insbesondere

1. das Einschlammen oder Einstampfen von Abfallen in die Behalter,

2. das Verbrennen von Abfallen in den Behaltern,

3. das Einflllen von Schnee und Eis, sperrigen, heilen, flissigen oder ande-
ren Ruckstéanden, welche die Behalter, das Sammelfahrzeug oder die Ent-
sorgungsanlagen beeintrachtigen oder ibermafig verschmutzen kénnen,

4. das Einfillen von Erdaushub, Bauschutt und Steinen in die Behalter,

5. das Befiillen von Abfallbehaltern mit daftir nicht zugelassenen Stoffen,
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(4)

6. die Verpressung oder eine sonstige mechanische Verdichtung der Abfalle
in Abfallbehaltern.

Jeder Mullbehalter darf mit Inhalt nur so schwer sein, dass er in der Ublichen
Weise weggeschafft und in das Miillfahrzeug entleert werden kann.

Die Haftung fiir Schaden, die vor allem durch unsachgemafe Behandlung der
Abfallbehalter oder durch Einbringen nicht zugelassener Gegenstéande an den
Sammelfahrzeugen entstehen, richtet sich nach den gesetzlichen Vorschriften.

Eine Bereitstellung Gberfullter nicht zweckentsprechend beflllter sowie zu spat
bereitgestellter Abfallbehalter entbindet die Stadt bis zur ordnungsgemafien Be-
reitstellung von ihrer Verpflichtung zur Einsammlung der in den Behaltern befind-
lichen Abfalle. Ein Anspruch auf GeblhrenermaRigung besteht nicht. Sofern freie
Kapazitaten vorhanden sind, kann die Stadt eine gebuhrenpflichtige Sonder-
oder Nachleerung durchfuhren.

Die auf den o6ffentlichen Wertstoffcontainern und an den sonstigen Annahmestel-
len angegebenen Benutzerzeiten sind einzuhalten. Beim Beflllen der Behalter ist
Larm moglichst zu vermeiden.

§ 13 Standplatze und Transportwege fiir Abfallbehalter

(1)

Die Stadt legt nach Anhérung der Verpflichteten fest, wo die Abfallbehalter zur
Abholung bereit stehen missen. Der Behalterstandplatz ist in der Bauvorlage
auszuweisen. Die verpflichtete Person muss den Standplatz auf eigene Kosten
grundsatzlich auf seinem Grundstuck errichten, unterhalten und andern; dies gilt
auch, wenn die Anderung wegen einer Umstellung des Abfuhrsystems oder der
zur Verfiigung gestellten Abfallbehalter notwendig ist. Der Standplatz ist so anzu-
legen, dass er fUr zusatzliche Behalter erweitert werden kann.

Die verpflichtete Person hat daflir zu sorgen, dass die Behalter allen Bewohne-
rinnen und Bewohnern des Grundstiicks sowie dem Abfuhrpersonal zuganglich
sind und genutzt werden konnen.

Sie ist dafiir verantwortlich, dass die Abfallbehalter auf dem Behalterstandplatz
des Grundstilickes stehen.

Die Stadt kann die Aufstellung von Abfallbehaltern fir mehrere Grundsticke auf
einem gemeinsamen Standplatz verlangen. Es sind die dem Grundstick zuge-
ordneten Behalter zu benutzen.

Es ist verboten, Abfalle und Wertstoffe in Abfallbehalter auf anderen Grundstui-
cken zu legen. Die Eigentimerinnen oder Eigentimer mehrerer anschlusspflichti-
ger Grundstlicke kénnen sich durch schriftliche Vereinbarung, die der Stadt vor-
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zulegen ist, zur gemeinsamen Nutzung von Abfallbehaltern auf einem bestimm-
ten Grundstiick zusammenschlielRen (Nachbarschaftsbehalter). Die Grundstiicke
mussen in einem engen raumlichen Bereich beieinander liegen. Standplatzverle-
gungen oder sonstige Anderungen sind zustimmungspflichtig.

Standplatze und Transportwege flr die Behalter missen wie folgt angelegt wer-
den:

1. Der Standplatz muss frei zuganglich und ebenerdig angelegt sein. Er muss
uber eine ausreichende Stellflache fur die jeweils verwendeten Behalter
verfigen. Das Aufstellen in Innenrdumen kann in Ausnahmefallen zugelas-
sen werden.

2. Der Transportweg vom Standplatz zu den Sammelfahrzeugen darf 15 m
nicht dberschreiten. Rampen dirfen nur bis zu einer Steigung von 1:10
ausgebildet werden.

3. Der Transportweg muss eben und ausreichend breit sein (1,20 m fur Behal-
ter bis 240 I; 1,50 m fUr Abfall-GroRBbehalter). Tiren am Transportweg mus-
sen durch Feststellvorrichtungen abgesichert sein.

4, Der Standplatz und der Transportweg mussen mit trittsicherem Material be-
festigt sein, das ausreichend bestandig und leicht zu reinigen ist.

5.  Standplatze und Transportwege missen am Abfuhrtag in verkehrssicherem
Zustand (insbesondere frei von Schnee und Eis), sauber und bei Dunkel-
heit ausreichend beleuchtet sein.

6. Standplatze, die direkt vom Sammelfahrzeug bedient werden, missen eine
geeignete Zufahrt (Zufahrt ab 26 t, Breite 3,5 m, Héhe 4 m, Befestigung,
Wendemoglichkeit fur ein Fahrzeug bis zu einer Lange von 10 Metern, Be-
leuchtung, Sicherung) haben, damit das Fahrzeug nicht riickwartsfahren
muss.

7. Behalterschranke muissen den jeweils geltenden DIN-Vorschriften entspre-
chen. Die Unterkanten der Turen dirfen max. 5 cm tber dem Transportweg
liegen.

Die Schrankttren muissen sich ohne Schllissel 6ffnen lassen.

8. Kunststoffbehalter und Abfallsdcke dirfen nur an Standplatzen abgestellt
werden, die ausreichend brandsicher sind.

9.  An Standplatzen o6ffentlicher Wertstoffcontainer dirfen keine Abfélle neben
dem Container gelagert werden.
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Wenn Standplatze und Transportwege nicht den Anforderungen des Absatz 2
entsprechen, muss die verpflichtete Person die Behalter am Tage der Abfuhr je-
weils selbst an den StraRenrand stellen und nach der Entleerung zurlcktranspor-
tieren. Eine entsprechende Erklarung ist gegenuber der Stadt abzugeben. An-
spruch auf GeblUhrenermafligung besteht nicht.

Eine Anderung des Standplatzes kann fir einen voriibergehenden Zeitraum an-
geordnet werden, wenn die sonst Ubliche Anfahrt zu dem Grundstiick gesperrt ist
und dadurch der Transport der Abfallbehalter in unzumutbarer Weise erschwert
wird.

§ 14 Abfuhr

(1)

(2)

Restabfall- und Bioabfallbehalter werden in der Regel alle 14 Tage entleert. Hau-
figere Abfuhren kénnen mit der Stadt in begriindeten Fallen gesondert vereinbart
werden. Papierabfallbehélter werden in der Regel 4-wdchentlich entleert. Im Ge-
schosswohnungsbau kann die Stadt Furth eine 14-tagige Entleerung durchfiih-
ren.

Die Stadt kann im Einzelfall oder fur einzelne Abfuhrbereiche einen langeren
oder kurzeren Zeitraum fur die Abfuhr festlegen. Muss der Zeitpunkt der regelma-
Rigen Abfuhr aus besonderen Grinden verlegt werden, wird dies rechtzeitig be-
kanntgegeben.

Ist eine Entleerung der Abfallbehalter aufgrund von Verpressen oder Festfrieren
der Abfalle in den Behaltern nicht mdglich, wird die Stadt bis zur nachsten turnus-
mafigen Abfuhr von ihren Pflichten zur Einsammlung befreit. Anspriiche auf Ge-
bihrenermafRigung kénnen hieraus nicht geltend gemacht werden.

Die stadtischen Restabfall- und Bioabfallbehalter werden vom Abfuhrpersonal am
Abholtag ab 06:30 Uhr zur Entleerung vom Standplatz geholt und wieder zuriick-
gebracht (Vollservice). Werden die Behalter am Abholtag von den anschluss-
pflichtigen Personen selbst bereitgestellt, hat dies bis 06:30 Uhr am befahrbaren
Strallenrand zu erfolgen. Nach der Entleerung sind die Behalter wieder auf das
Grundstuck zurtckzustellen.

Die stadtischen Papierabfallbehalter mlissen am Tag der Abfuhr von der an-
schlussverpflichteten Person an den Strallenrand gestellt und nach der Entlee-
rung zurucktransportiert werden. Die anschlussverpflichtete Person hat dafiir zu
sorgen, dass die Papierabfallbehalter am Abholtag ab 6.30 Uhr fir die stadtische
Abfuhr oder deren Beauftragte ungehindert zuganglich sind; ist dies nicht der Fall
wird die Stadt bis zur nachsten turnusmagigen Abfuhr von ihren Pflichten zur Ein-
sammlung befreit.
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Abfallsacke missen am Abholtag fest verschlossen am Standplatz der Abfallbe-
halter abgestellt werden.

§ 15 Betretungsrecht

(1)

(2)

3)

Die nach § 5 Abs. 1 anschlussberechtigten/-pflichtigen Personen sind verpflich-
tet, das Aufstellen zur Erfassung notwendiger Abfallbehalter sowie das Betreten
von Grundstiicken zum Zwecke des Einsammelns und zur Uberwachung der Ge-
trennthaltung und Verwertung von Abfallen zu dulden. Die Bediensteten sowie
Beauftragten der Stadt dirfen Geschafts- und Betriebsgrundstiicke und Ge-
schafts- und Betriebsrdume aulerhalb der Ublichen Geschaftszeiten sowie
Wohnrdume ohne Einverstandnis des Inhabers nur zur Verhitung dringender
Gefahren fir die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung betreten (§19 Abs 1 KrWG).

Auf den Grundstucken vorhandene Sammelstellen fur Abfalle missen zu diesem
Zweck jederzeit zuganglich sein. Das Betretungsrecht schlief3t insbesondere die
Uberwachung und Kontrolle der ordnungsgemafRen und schadlosen Eigenver-
wertung von Abfallen auf den Grundstiicken privater Haushaltungen ein, soweit
die Stadt als 6ffentlich-rechtliche Entsorgungstragerin die Uberwachung und
Kontrolle im Einzelfall als erforderlich ansieht.

Die Anordnungen der von der Stadt beauftragten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
sind zu befolgen. Wird einer Anordnung im Sinne dieser Satzung nicht innerhalb
einer angemessenen Frist entsprochen, so ist die Stadt berechtigt, die erforderli-
chen Malnahmen auf Kosten der anschlusspflichtigen Personen durchzufiihren
oder von anderen durchfuhren zu lassen.

§16 Mitwirkungs- und Duldungspflicht

(1)

(2)

Wer die Entsorgungseinrichtungen der Stadt benutzt, muss die fir eine ord-
nungsgemale Abfallwirtschaft bendtigten Auskinfte erteilen und alle notwendi-
gen MaBnahmen treffen, damit Abfalle umweltvertraglich entsorgt werden kon-
nen.

Ist zu besorgen, dass Abfélle, die in Anlagen/Einrichtungen der stadtischen Ab-
fallentsorgung angeliefert werden sollen, schadliche Bestandteile enthalten, die
die Entsorgung beeintrachtigen oder geféahrden kénnen, kann die Stadt von der
abfallerzeugenden Person rechtzeitig vor der Anlieferung in Anlagen/Einrichtun-
gen der stadtischen Abfallentsorgung die Vorlage eines Nachweises Uber die
chemisch-physikalische Beschaffenheit der Abfalle fordern. Die Analyse ist mit
geeigneten und anerkannten Methoden von der abfallerzeugenden Person selbst
oder von einer oder einem Sachverstandigen durchzufihren. Der Untersu-
chungsumfang ist vorher mit dem Trager der Entsorgungseinrichtungen abzu-
stimmen. Die Kosten der Analyse tragt die abfallerzeugende Person.
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§ 17 Sperrmill

(1)

(2)

3)

(4)

Die Stadt entsorgt gesondert den in privaten Haushaltungen anfallenden Sperr-
mull.

Von der Sperrmiillentsorgung ausgeschlossen sind Abfalle zur Verwertung, die
nach § 10 getrennt gehalten werden mussen, Haus-, Gewerbe- und Baustellen-
abfélle, gefahrliche Abfalle, Nachtspeicherdfen, Oltanks sowie Bauschutt. Die
Stadt kann weitere Arten von Sperrmll ausschlieRen, wenn geeignete Annah-
mestellen oder entsprechende Rucknahmeverpflichtungen fur Herstellerinnen,
Hersteller, Betreiberinnen und/ oder Betreiber bestehen.

Im Zweifelsfall entscheidet die Stadt, welche Gegenstande zum Sperrmdll zah-
len.

Sperrmdll in haushaltsublicher Menge (bis 10 m® pro Abfuhr) wird abgeholt, wenn
die verpflichtete Person (Gebuhrenschuldnerin oder Geblhrenschuldner im
Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 5 der Satzung flur die Erhebung von Gebiihren flr Leis-
tungen der stadt. Abfallwirtschaft) oder jede Haushaltung, dies unter Angabe des
Grundstuckes, sowie der Art und Menge des Abfalls schriftlich oder tber die Onli-
neplattform der stadt. Abfallwirtschaft beantragt. Der Abfuhrzeitpunkt wird von
der Stadt festgesetzt und der antragstellenden Person mitgeteilt. Jede verpflich-
tete Person bzw. jede Haushaltung ist berechtigt, Sperrmdll zweimal pro Jahr ab-
holen zu lassen.

Im Rahmen der Sperrmullsammlung werden auch Kihlgerate, Altmetalle,

Elektro- und Elektronikgerate sowie Altholz, sofern es sich um Einrichtungsge-
genstande handelt, eingesammelt. Die Bereitstellung soll getrennt vom Ubrigen
Sperrmiill erfolgen, damit die Mdglichkeit zur Verwertung genutzt werden kann.

Die antragstellende Person oder die von ihr beauftragte Person muss bei der Ab-
holung anwesend sein. An den festgesetzten Abholtagen sind die gemeldeten
Abfalle bis 06:30 Uhr auf Privatgrund (z. B. Hof, Garten, Garage) der antragstel-
lenden Person bereitzustellen. Der Transportweg vom Abholort zu den Sammel-
fahrzeugen darf dabei 15 m nicht Gberschreiten. Falls dies nicht mdglich ist, sind
die Abfalle auf offentlichem Grund so bereitzustellen, dass der Fahr- und Fuf3-
gangerverkehr nicht behindert wird. Offentliche Griinflachen diirfen fir die Bereit-
stellung nicht genutzt werden. Unberechtigte Entnahme und das Durchsuchen
von Sperrmill sind verboten. Nach Abholung des Sperrmdlls hat die abfallerzeu-
gende oder verpflichtete Person Gehsteig und Stralle zu saubern. Abfalle, die im
Rahmen der Sperrmiullabholung nicht mitgenommen wurden, sind von der abfall-
erzeugenden bzw. verpflichteten Person zu entsorgen. Der Verantwortliche fur
den Sperrmiill ist die antragsstellende Person.
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(5) Sperrmdll und Elektro- und Elektronikgerate kdnnen unter Beachtung der Rege-
lungen der §§ 20 und 21 an den Recyclinghéfen der Stadt abgegeben werden.
6) Die Absatze 1 bis 5 gelten auch fur Sperrmill aus anderen Herkunftsbereichen

als privaten Haushaltungen, wenn es sich um haushaltstypischen Sperrmiill in
haushaltsiiblichen Mengen handelt und das entsprechende Grundstick tber
Restabfallbehalter verfiigt.

§ 18 Gefahrliche Abfille

Die in privaten Haushaltungen anfallenden geféahrlichen Abfalle missen vom Ubrigen
Abfall getrennt gehalten und den stadtischen Sammelstellen oder anderen geeigneten
Entsorgungseinrichtungen zugefuhrt werden. Die Stadt gibt die festen Sammelstellen
fur gefahrliche Abfalle 6ffentlich bekannt.

§ 19 Erdaushub und Bauschutt

(1)

(2)

3)

(4)

Erdaushub ist so auszubauen, zwischenzulagern und abzufahren, dass eine Ver-
mischung mit anderen Abfallen unterbleibt. Soweit mdglich soll Erdaushub auf
der Baustelle wiederverwendet werden. § 202 des Baugesetzbuches bleibt unbe-
rihrt.

Bei BaumafRnahmen (Neu- und Umbau, Abbruch) missen auf der Baustelle Ab-
falle zur Beseitigung, Erdaushub, Stralenaufbruch, Bauschutt, asbesthaltige Ab-
falle, Abfalle zur Verwertung, brennbare Baustellenabfalle und gefahrliche Abfalle
getrennt gehalten werden, § 5 Abs. 2 Satz 4 und §10 Abs. 2 bleiben unberthrt.

Es sind mindestens folgende Abfalle getrennt zu erfassen und zu verwerten:
Bauschutt (Beton, Ziegel, Steine), Holz, Metalle, Glas, Papier/Pappe/Kartonagen,
Kunststoffe.

Fallen weitere Abfalle zur Verwertung in gréfieren Mengen an, sind auch diese
getrennt zu erfassen und zu verwerten.

Zur Erfullung der Pflichten nach Satz 2 missen in ausreichendem Malle Sam-
melbehalter auf der Baustelle bereitgestellt werden.

Umbau- und AbbruchmafRnahmen sollen so durchgeflihrt werden, dass noch
brauchbare Bauteile einer Wiederverwendung zugefuhrt werden kénnen.

Fir die Einhaltung dieser Bestimmungen ist die Bauherrin oder der Bauherr bzw.
die beauftragte Person verantwortlich.
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§ 20 Durchfiihrung von abfallwirtschaftlichen MaBnahmen in Anlagen und Ein-

(1)

(2)

3)

(4)

richtungen

Die Stadt flhrt die abfallwirtschaftlichen MaRnahmen nach dieser Satzung in der
Regel selbst durch; zur Erflllung dieser Aufgaben kann sie sich auch einer ge-
eigneten dritten Person bedienen.

Die Stadt stellt im Rahmen ihrer 6ffentlichen Einrichtung nach dieser Satzung Ab-
fallentsorgungs- und Verwertungsanlagen bzw. -einrichtungen mit den jeweiligen
Zweckbestimmungen zur Verfugung:

1. Die Kompostierungsanlage Burgfarrnbach zur Annahme von Gartenabfal-
len zur Verwertung gemafR § 10 Abs. 2 Nr. 2 und 3.

2. Die Recyclinghdfe zur Annahme von Abfallen zur Verwertung und zur Be-
seitigung in haushaltsiblichen Mengen,

3. Die stationare Schadstoffsammlung flr die Annahme von gefahrlichen Ab-
fallen (§ 18) in haushaltsublichen Mengen,

4. Die Sperrmiullabfuhr nach § 17

5. Die Fuhrleistung zum Einsammeln und Beférdern von Abfallen in den zu-
lassigen Abfallbehaltern

6.  Sammelcontainer fur Alttextilien

7.  Sammelautomaten fur Altspeisedl

Die einzelnen Abfallarten, die an den Anlagen und Einrichtungen angenommen
werden, die maximalen Abgabemengen pro Tag und Anlieferer gibt die Stadt ein-

mal jahrlich und bei Bedarf im Amtsblatt bekannt.

Als Anlagen und Einrichtungen der stadtischen Abfallentsorgung gelten auch die-
jenigen, die von beauftragten Dritten betrieben werden.

Die Stadt kann fur die Benutzung der Abfallentsorgungs- und Verwertungsanla-
gen eine Betriebsordnung erlassen.

§ 21 Benutzung der Abfallentsorgungsanlagen und -Einrichtungen

(1)

(2)

Die nach § 5 Abs. 1 und 2 Verpflichteten haben die Abfélle zu den stadtischen
Abfallentsorgungsanlagen zu bringen.

Die entsorgungspflichtigen Personen der Abfalle Gibernehmen auch die Gewahr,
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3)

(4)

®)

dass ihre Fahrzeuge keine von der Verwertung/Verbrennung/Ablagerung ausge-
schlossenen Stoffe enthalten; sie haften fur alle Folgen, die sich aus der Nichtbe-
achtung dieser Bestimmung ergeben.

Die Anlieferung darf nur mit fir die Anlage zugelassenen Fahrzeugen erfolgen.
Naheres regelt die Bekanntmachung zu § 20 Abs. 2 Satz 2 der Abfallwirtschafts-
satzung.

Bei Benutzung der Anlagen ist die Betriebsordnung zu beachten. Weisungen des
Betriebspersonals sind zu befolgen.

Das Betriebspersonal ist berechtigt und verpflichtet, Kontrollen durchzuftihren.
Die Kontrollen erstrecken sich auf Art und Herkunft der Abfalle. Der Beférderer
hat auf Verlangen Behalter und Verpackungen zu 6ffnen. Die Stadt behalt sich
vor, fur die Anlage nicht zugelassene Abfalle zuriickzuweisen und die zustandige
Behdrde von dem Vorgang in Kenntnis zu setzen. Unbeschadet davon bleibt die
Befugnis des Betriebspersonals, zurlickgewiesene Abfalle sicherzustellen. Kos-
ten, die der Stadt aus der Sicherstellung von zurtickgewiesenen Abfallen entste-
hen, kbnnen dem Verursacher in Rechnung gestellt werden.

Beforderer sind verpflichtet, alle zur Abfallentsorgung erforderlichen Auskiinfte
vollstédndig und richtig zu erteilen, insbesondere Uber Art und Herkunft der Ab-
falle. Zur Feststellung der Rechtmafigkeit der Benutzung hat sich der Befoérderer
auf Verlangen des Betriebspersonals auszuweisen. Aus den Ausweispapieren
muss der derzeitige Wohnort hervorgehen.

Gefahrliche Abfalle (Schadstoffe) dirfen nur nach direkter Weisung durch das
Betriebspersonal abgeladen werden.

Das Betriebspersonal weist Abfalle zurtick, wenn:

1. nicht nachgewiesen ist, dass die Abfalle im Stadtgebiet Flrth angefallen
sind,

2. sie von der Abfallentsorgung durch die Stadt ausgeschlossen sind (§ 4
Abs. 3),

3.  sie mit Abfallen zur Verwertung, die nach § 10 getrennt gehalten werden
massen, oder mit ausgeschlossenen Abfallen vermischt sind,

4.  die Abfalle sonstige Stoffe enthalten, deren Entsorgung in der Anlage aus-
geschlossen ist,

5. die maximale Abgabemenge einer Abfallfraktion pro Tag Uberschritten wird,

6. Betriebsstoérungen vorliegen oder dadurch verhindert werden,
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7.  sich auf dem Fahrzeug mehr Abfall einer Abfallfraktion befindet, als bei der
Anlage zur Anlieferung zugelassen ist. Eine Teilabladung ist nicht zulassig.

8.  Anforderungen der Betriebsordnung nicht eingehalten werden.

§ 22 Betriebsstorungen

(1)

(2)

Wird der Betrieb von Anlagen/Einrichtungen der stadtischen Abfallentsorgung in-
folge hdoherer Gewalt, durch behdérdliche Anordnung oder aus zwingenden be-
trieblichen Grinden vorribergehend eingeschrankt oder unterbrochen oder MaR-
nahmen der Abfallentsorgung verspéatet durchgefihrt (z.B. Streik, betriebsnot-
wendige Arbeiten), so werden die fraglichen MaRhahmen baldmdglichst nachge-
holt.

Die entsorgungspflichtigen Personen haben in diesen Fallen keinen Anspruch
auf Ersatz des entstehenden Schadens oder auf Gebuhrenminderung.

Wenn die Kapazitat dieser Anlagen/Einrichtungen voriibergehend nicht ausreicht,
um alle Abfalle anzunehmen/zu entsorgen, werden fir die Anlieferungen Sonder-
regelungen getroffen.

§ 23 Uberwachung von Entsorgungsanlagen und -einrichtungen

(1)

(2)

Die Stadt Uberwacht die Benutzung ihrer abfallwirtschaftlichen Anlagen und Ein-
richtungen, um VerstéRe gegen diese Satzung auszuschlieRen und Gefahren flr
die Umwelt durch eine unsachgemafie Entsorgung von Abféllen zu vermeiden.

Zum Zwecke der Uberwachung ist die Stadt insbesondere befugt,

1. den Inhalt von Abfallbehaltern bei der abfallerzeugenden Person, in zwi-
schengeschalteten Behandlungsanlagen, wahrend des Transportes und bei
der Anlieferung zu kontrollieren,

2. Anlagen und Einrichtungen gewerblicher oder sonstiger wirtschaftlicher Un-
ternehmen sowie 6ffentliche Einrichtungen, in denen Abfalle entstehen
und/oder behandelt werden, auf Mdglichkeiten zur

- Abfallvermeidung, insbesondere Verminderung ihrer Menge und Schad-
lichkeit, sowie auf

- Eignung zum Erreichen der Ziele der stadtischen Abfallwirtschaft unter-
suchen zu lassen und

3. Nachweise Uber die Herkunft der angelieferten Abfélle zu verlangen.
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§ 24 Missbrauch der Abfallentsorgungsanlagen und -Einrichtungen

Zur Aufrechterhaltung eines sicheren und umweltvertraglichen Entsorgungsbetriebs
kann die Stadt Anlieferer von Abféallen aus anderen Herkunftsbereichen als privaten
Haushaltungen befristet von der Benutzung stadtischer Entsorgungsanlagen und -ein-
richtungen ausschlielen, wenn sie wiederholt in grober Weise gegen Bestimmungen
dieser Satzung verstolen.

§ 25 Gebiihren

Far die Benutzung der stadtischen Anlagen und Einrichtungen werden Gebuhren nach
der Satzung fur die Erhebung von Gebulhren fir Leistungen der stadtischen Abfallwirt-
schaft in der jeweils geltenden Fassung erhoben.

§ 26 Ordnungswidrigkeiten

(1) Nach Art 24 Abs. 2 Satz 2 der Gemeindeordnung fur den Freistaat Bayern kann
mit Geldbufen belegt werden, wer

1.  entgegen § 4 Abs.1 Abfélle anliefert, die nicht im Stadtgebiet angefallen
sind und flr die keine Ausnahmegenehmigung erteilt wurde,

2.  Abfélle, die nach § 4 Abs.2 von der Entsorgung durch die Stadt Firth aus-
geschlossen sind, der stadtischen Abfallentsorgung zufuhrt,

3.  entgegen § 5 Grundstiicke oder Anlagen nicht an die stadtische Abfallent-
sorgung anschlief3t,

4. entgegen § 5 Veranstaltungen nicht an die stadtische Abfallentsorgung an-
schlieft,

5.  entgegen § 7 Abs. 3 angefallene Abfélle durchsucht oder wegnimmt,

6. entgegen § 8 Abs. 2 kein Abfallkonzept oder keinen Abfallbericht vorlegt,

7. entgegen § 8 Abs. 3 bei Veranstaltungen, die auf Grundstlicken oder in
Einrichtungen der Stadt durchgeflihrt werden, ohne Genehmigung Speisen
und Getranke nicht in pfandpflichtigen, wiederverwendbaren Verpackungen
und Behaltnissen ausgibt,

8. derin § 9 geregelten Melde- und Auskunftspflicht nicht nachkommt,

9.  entgegen den Verpflichtungen nach § 10 Abfalle nicht getrennt halt und
nicht der Verwertung zufihrt,
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10. entgegen § 11 Abs. 2und i. V. m. Abs. 5 — 7 kein ausreichendes Abfallbe-
haltervolumen vorhalt,

11. Abfélle entgegen § 11 Abs. 2 und 3 in nicht zulassigen Behaltern bereitstellt
oder ablagert,

12. gegendie in § 12 Abs. 2 genannten Pflichten Gber die Behandlung und das
Befiillen der Behalter verstoft,

13. Abfélle zur Verwertung aufRerhalb der in § 12 Abs. 4 bestimmten Zeit ent-
sorgt,

14. entgegen §13 Abs. 1 die Abfallbehalter nicht auf dem eigenen Grundstick
aufstellt,

15. entgegen §13 Abs.1, auch ohne Anschluss- und Benutzungspflichtige bzw.
-pflichtiger zu sein, Abfélle oder Wertstoffe in fremde Abfallbehalter legt,

16. Standplatze fur die Behalter entgegen § 13 Abs. 2 Nr.5 nicht in verkehrssi-
cherem Zustand halt oder an Standplatzen 6ffentlicher Wertstoffbehalter
entgegen § 13 Abs. 2 Nr.9 Abfélle neben den Sammelcontainern ablagert,

17. entgegen § 16 Abs. 1 die erforderlichen Auskinfte nicht erteilt,

18. entgegen § 17 Abs. 1 von der Sperrmullabfuhr ausgenommene Abfalle zu
Abfuhr bereitstellt und nicht zurticknimmt,

19. den Vorschriften in § 17 Abs. 4 Uber die Bereitstellung des Sperrmulls zuwi-
derhandelt,

20. den Verpflichtungen gemaf § 18 nicht nachkommt oder

21. den Vorschriften des § 21 Uber die Anlieferung der Abfalle und die Benut-

zung der Abfallentsorgungs- und -verwertungsanlagen zuwiderhandelt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit Geldbulien bis jeweils 2.500 € geahndet wer-
den. Hohere Buligelder sind im Einzelfall nach § 17 Abs. 4 des Ordnungswidrig-
keitengesetzes mdglich. Daneben kann eine Ahndung von Ordnungswidrigkeiten
nach anderen Bestimmungen, insbesondere nach § 326 Abs. 1 StGB, nach dem
KrWG und BayAbfG in Betracht kommen.

§ 27 Anordnung fur den Einzelfall und Zwangsmittel

(1) Die Stadt kann zur Erfiillung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtun-
gen Anordnungen fir den Einzelfall erlassen.
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(2) Fur die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlung, Duldung
oder Unterlassung gelten die Vorschriften des Bayerischen Verwaltungszustel-
lungs- und Vollstreckungsgesetzes.

§ 28 Inkrafttreten
(1) Diese Satzung tritt am 02.03.2023 in Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 treten § 5 Absatz 1 Satz 2 und § 26 Absatz 1 Nr. 4 am
01.01.2025 in Kraft.

(3) Mit Inkrafttreten der neuen Satzung tritt die alte Abfallwirtschaftssatzung vom
01.02.2014 auBer Kraft.

Seite 28 von 28



	§ 1 Zielsetzung und Aufgaben der städtischen Abfallentsorgung
	§ 2 Abfallentsorgung als öffentliche Einrichtung
	§ 3 Begriffsbestimmungen
	§ 4 Umfang der städtischen Verwertungs- und Beseitigungspflicht/Ausschlüsse
	§ 5 Anschluss- und Benutzungsrecht/-zwang
	§ 6 Ausnahmen vom Anschluss- und/oder Benutzungszwang
	§ 7 Benutzung, Anfall von Abfällen, Eigentumsübergang
	§ 8 Förderung der Kreislaufwirtschaft (Vermeiden und Verwerten)
	§ 9 Anzeige- und Antragspflicht
	§10 Abfalltrennung
	§ 11 Abfallbehälter
	§ 12 Benutzung der Abfallbehälter und öffentlichen Sammelcontainer
	§ 13 Standplätze und Transportwege für Abfallbehälter
	§ 14 Abfuhr
	§ 15 Betretungsrecht
	§16 Mitwirkungs- und Duldungspflicht
	§ 17 Sperrmüll
	§ 18 Gefährliche Abfälle
	§ 19 Erdaushub und Bauschutt
	§ 20  Durchführung von abfallwirtschaftlichen Maßnahmen in Anlagen und Einrichtungen
	§ 21 Benutzung der Abfallentsorgungsanlagen und -Einrichtungen
	§ 22 Betriebsstörungen
	§ 23 Überwachung von Entsorgungsanlagen und -einrichtungen
	§ 24 Missbrauch der Abfallentsorgungsanlagen und -Einrichtungen
	§ 25 Gebühren
	§ 26 Ordnungswidrigkeiten
	§ 27 Anordnung für den Einzelfall und Zwangsmittel
	§ 28 Inkrafttreten

